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Zwangs- und Buf3geld - ungleiche Instrumente
flir ein nachhaltiges Praventionshandeln

Key Facts

e Die Unfallversicherungstrager haben den gesetzlichen Auftrag, erforderliche
Mafinahmen fiir Sicherheit und Gesundheit in Betrieben und Bildungsein-

richtungen durchzusetzen

e Anordnungen, Zwangs- und Buf3gelder sind wichtige Instrumente, die einer

Aufsichtsperson zur Verfligung stehen

e Zwei separate Handlungshilfen (zurzeit in Druck) sollen das Buf- und
Zwangsgeldverfahren bei den Unfallversicherungstragern harmonisieren und
sie bei der Einfiihrung und Weiterentwicklung der Instrumente unterstiitzen
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Worin unterscheiden sich Zwangs- und Bu3geld? Und welche rechtlichen Voraussetzungen
miissen bei der Anwendung der Instrumente erfiillt sein? Dieser Beitrag gibt einen kurzen
Uberblick und unterstreicht die Bedeutung von Instrumenten wie Anordnungen, Zwangs- und
Buf3geld zur Durchsetzung von Ma3nahmen fiir sichere und gesunde Arbeitsbedingungen.

Die wesentlichen Merkmale
dieser Instrumente

Die Uberwachung der Praventionsmafinah-
men in Betrieben und Bildungseinrichtun-
gen sowie in Offentlich-rechtlichen Einrich-
tungen ist eine wesentliche Kernaufgabe der
Pravention der gesetzlichen Unfallversiche-
rung (§ 17 Abs. 1 Siebtes Buch Sozialgesetz-
buch - SGB VII). Das hat der Vorstand der
DGUV in seiner Position 7 ,,Uberwachung
und Beratung im Wandel“!! aus dem Jahre
2020 noch einmal bekraftigt. Im Rahmen
der Préaventionsleistung 7 ,,Uberwachung
einschlieBlich anlassbezogener Beratung“?
iiben Aufsichtspersonen ihre hoheitliche
Aufgabe aus, um die Sicherheit und Ge-
sundheit der Versicherten zu gewdhrleisten.
Aufsichtspersonen der Unfallversicherungs-
trager sind gesetzlich befugt, im Einzelfall
anzuordnen, welche Mafinahmen Unter-
nehmen zu treffen haben. Bei Gefahr im
Verzug sind sie berechtigt, sofort vollzieh-
bare Anordnungen zu treffen (§ 19 SGB VII).

Zur Durchsetzung von Anordnungen ihrer
Aufsichtspersonen stehen den Unfallver-

sicherungstrigern das Zwangsgeld und/
oder das Bufdgeld zur Verfiigung. Zwangs-
und Buf3geldverfahren kénnen keines-
falls gleichgesetzt werden, da diese bei-
den Instrumente auf zwei verschiedenen
Rechtsgrundlagen beruhen und ganz un-
terschiedliche Verfahren auslésen. Das
Zwangsgeldverfahren ist ein Verfahren
im ,,klassischen® Verwaltungsverfahren
(Offentliches Recht). Es wird auf Basis von
aufeinanderfolgenden Verwaltungsakten
durchgefiihrt, wahrend das Buf3geldverfah-
ren dem Strafverfahren vorgelagert ist und
sich nach dem Gesetz {iber Ordnungswid-
rigkeiten (OWiG) richtet, das auf die Straf-
prozessordnung (StPO) verweist.

Sowohl Bufdgeld als auch Zwangsgeld
haben das gleiche Ziel, namlich eine nach-
haltige Verhaltensdnderung der Adressa-
ten, der Unternehmerin beziehungsweise
des Unternehmers oder dem oder der Ver-
sicherten, zu erreichen.

Die Unterschiede bei der Anwendung der
Instrumente: Wahrend das Zwangsgeld-
verfahren ein Beugemittel ist, um erfor-

derliche Mafinahmen durchzusetzen und
grundsatzlich so oft wiederholt werden
kann, bis die Verpflichtung aus der Anord-
nung vom Unternehmen befolgt wird, stellt
das Bufigeldverfahren dagegen eine Sank-
tionierung dar. Im Buf3geldverfahren wird
der Verstof3 gegen eine bufigeldbewehr-
te Unfallverhiitungsvorschrift oder gegen
eine vollziehbare Anordnung geahndet.

Ein rechtmaflig durchgefiihrtes Anord-
nungsverfahren ist deshalb eine entschei-
dende Grundlage sowohl fiir das Buf3geld-
als auch fiir das Zwangsgeldverfahren. Die

Aktuell entwickeln die Unfallversiche-
rungstrager unter Federfiihrung der DGUV
zwei Handlungshilfen zur Ein- und Durch-
fiihrung sowie Weiterentwicklung des
Zwangs- und Buf3geldverfahrens. Sie sol-
len das Handeln der Trager harmonisieren
und gleichzeitig tragerspezifische Bedarfe
beriicksichtigen. Beide Handlungshilfen
befinden sich im Druck (Erscheinungs-
datum: voraussichtlich Juli 2023).
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Sowohl Bu3geld als auch Zwangsgeld haben das gleiche
Ziel, namlich eine nachhaltige Verhaltensanderung der
adressierten Person, also der Unternehmerin beziehungs-
weise des Unternehmers oder der oder des Versicherten,

Zu erreichen.“

Weiche dafiir stellt die Aufsichtsperson be-
reits bei ihrer Anordnung.

Anordnung

Hat die Aufsichtsperson erfolglos zu
Sicherheit und Gesundheit der Versicher-
ten beraten und bleiben entsprechende
Mingel im Betrieb weiter bestehen, kann
die Aufsichtsperson das Instrument der An-
ordnung zur Durchsetzung entsprechender
Mafinahmen nutzen.

Von Gesetzes wegen sind die Aufsichtsper-
sonen befugt, im Einzelfall anzuordnen,
welche Mafinahmen Unternehmerinnen
und Unternehmer zu treffen haben, zur Er-
fiillung Threr Pflichten aufgrund der Unfall-
verhiitungsvorschriften, zur Abwendung
besonderer Unfall- und Gesundheitsgefah-
ren oder bei Gefahr im Verzug (§ 19 Ab-
satz 1 SGB VII).

Nur eine Aufsichtsperson, die ihre Befa-
higung zur wirksamen Uberwachung und
Beratung durch eine Priifung nachgewie-
sen hat, kann eine Anordnung erlassen,
die einen Verwaltungsakt darstellt. Adres-
siert werden konnen sowohl die Unterneh-
merin beziehungsweise der Unternehmer
als natiirliche beziehungsweise juristische
Person als auch Versicherte.

Dabei ist es elementar wichtig, dass die
im Vorfeld durchgefiihrte Betriebsbesich-

tigung und auch nachfolgend alle weite-
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ren Ermittlungen ausreichend dokumen-
tiert werden. Aus Griinden des Nachweises
ist eine schriftliche Anhorung vor Erlass
einer Anordnung nach § 19 Abs. 1 Satz 1
SGB VII vorzuziehen. Der ,,Leitfaden fiir
das Verfassen von Anordnungsschreiben
nach § 19 SGB VII“F! dient den Aufsichts-
personen der Unfallversicherungstrager als
Richtschnur beim Schreiben einer recht-
mifBigen Anordnung. Uberaus wichtig
ist in der Anordnung die inhaltliche Be-
stimmtheit des Verfiigungssatzes. Ist der
Verfiigungssatz nicht hinreichend bestimmt
genug, ist die Anordnung rechtswidrig, was
zur Folge hat, dass diese nicht mehr durch
Zwangsgeld vollstreckbar ist. Auch ein Buf3-
geld konnte dann nicht verhdngt werden.

Zwangsgeld - ein Instrument
mit Wiederholungseffekt

Die Anwendung von Zwangsgeld ist ein ei-
genstandiges Instrument zur Durchsetzung
einer Anordnung. Das Zwangsgeld gehort
deshalb als gesetzlich im Verwaltungsvoll-
streckungsrecht vorgesehenes Zwangsmit-
tel potenziell zum Instrumentenkasten
jeder Aufsichtsperson. Das Zwangsgeld-
verfahren setzt eine Anordnung voraus
und kann zu deren Durchsetzung, ins-
besondere bei andauernden Sicherheits-
mangeln und Gesundheitsgefihrdungen in
den Betrieben, grundsatzlich zum Einsatz
kommen. Das Zwangsgeld ist als Beuge-
mittel ein eigenstdandiges Instrument zur
Erzwingung von Handlungen, Duldungen

oder Unterlassungen im Wege des Verwal-
tungszwangs (vergleiche § 6 Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetz — VwVG) und richtet
sich gegen den Adressaten der Anordnung,
also an die Unternehmerin beziehungswei-
se den Unternehmer (§ 136 Abs. 3 SGB VII),
gegebenenfalls auch an Versicherte.

Das kaskadenférmige Zwangsgeldverfahren
Ein Zwangsgeldverfahren ist nach dem
VwVG des Bundes beziehungsweise den
entsprechenden Gesetzen der Lander
durchzufiihren.” Zentrales Element ist die
Androhung des Zwangsmittels, die sogar
mit der Anordnung verbunden werden darf
(§13 Abs. 2 VWVG). Die Hohe des angedroh-
ten Zwangsgeldes darf bis zu 25.000 Euro
betragen (vergleiche § 11 Abs. 3 VwVG).
Die spatere Zwangsgeldfestsetzung fuf3t
auf der Zwangsgeldandrohung (vergleiche
§ 14 VWVG).

Wird die Verpflichtung aus der Anordnung
trotz Zwangsgeldandrohung nicht erfiillt,
so darf ein neues erh6htes Zwangsgeld —
zusammen mit der Festsetzung des zuvor
angedrohten Zwangsgeldes — angedroht
werden. Das Zwangsgeld kann in dieser
Weise und in der H6he ansteigend grund-
sdtzlich so oft wiederholt werden, bis die
Verpflichtung aus der Anordnung erfiillt ist
(vergleiche § 13 Abs. 6 VWVG). Das ist ein
grof3er Vorteil dieses Instruments.

Allerdings darf wegen der Beugefunktion
das Zwangsgeld nicht mehr eingezogen
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Hat die Aufsichtsperson erfolglos zu Sicherheit und
Gesundheit der Versicherten beraten und bleiben ent-
sprechende Mdngel im Betrieb weiter bestehen, kann
die Aufsichtsperson das Instrument der Anordnung zur
Durchsetzung entsprechender Malnahmen nutzen.“

werden, sobald die Verpflichtung aus der
Anordnung erfiillt ist (vergleiche § 15 Abs. 3
VwVG). Geleistete Zwangsgelder werden
jedoch nicht zuriickerstattet.

Handlungshilfe zum
Zwangsgeldverfahren

Da es sich bei der Anordnung, der Zwangs-
geldandrohung und bei der Zwangsgeldfest-
setzung jeweils um Verwaltungsakte gemaf3
§ 31 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
handelt, sind Widerspriiche zu erwarten.
Die Uberpriifung beziehungsweise Imple-
mentierung von Prozessabldufen kann die
Rechtssicherheit in den konkreten Ver-
fahren erh6hen. Die Handlungshilfe zum
Zwangsgeldverfahren (unfallversicherungs-
internes Informationsportal) mochte an die-
sem Punkt Hilfestellung geben. Sie enthalt
eine schematische Darstellung des Ablaufs
des Anordnungs- und Zwangsgeldverfah-
rens in der Pravention, beschreibt dessen
Eckpunkte unter Einbeziehung beispielhaf-
ter Musterschreiben sowie der rechtlichen
Besonderheiten und skizziert die organisa-
torischen Rahmenbedingungen.

Beugendes Zwangsgeld oder
sanktionierendes Buf3geld?

Aufgrund der unterschiedlichen Funktio-
nen beider Instrumente kann das Zwangs-
geld grundsatzlich sogar parallel zum Buf3-
geld zum Einsatz kommen. Im Einzelfall
ist — vor allem unter Anwendung des
Opportunitatsprinzips und des Verhalt-
nisméfligkeitsprinzips — zu entscheiden,

ob der Weg zum Zwangsgeld beziehungs-
weise zum Bufdgeld beschritten wird. Ein
Wechsel des einmal beschrittenen Wegs ist
jedoch grundsatzlich bei nachvollziehbarer
Begriindung méglich.

Buf3geld - ein Instrument mit
Sanktionscharakter

Das Buf3geld ist ein Sanktionsmittel fiir
Verstofle gegen bufigeldbewehrte Tatbe-
stande. Dies ist aus dem Strafienverkehr
bekannt und 16st bei niemandem einen Be-
geisterungssturm aus. Wir fiihlen uns er-
tappt und sehen nicht ein, warum wir jetzt
wegen eines ,,Missgeschicks“ ein Buf3geld

zahlen sollen. Aber wir denken gleichzei-
tig tiber unser Verhalten nach und miissen
uns dann im Regelfall eingestehen, dass
wir uns nicht richtig verhalten haben. Aus
diesen Griinden hat der Gesetzgeber dieses
Instrument fiir Verst6f3e gegen bestimmte
Buf3geldtatbestdnde auch allen Unfallver-
sicherungstragern in §§ 209 ff SGBVII zur
Verfiigung gestellt.

Die wesentlichen Buf3geldtatbestdande und
Adressaten (Betroffener)

Nach § 209 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII
kommt zum einen die vorsatzliche oder
fahrlassige Zuwiderhandlung gegen eine
von einem Unfallversicherungstréager erlas-
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sene buf3geldbewehrte Unfallverhiitungs-
vorschrift in Betracht. In diesen Fallen ist
vor Beginn eines Buf3geldverfahrens keine
Anordnung notwendig. Daneben gibt es
in § 209 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII einen Buf3-
geldtatbestand, der eine vorsatzliche oder
fahrldssige Zuwiderhandlung gegen eine
vollziehbare Anordnung nach § 19 Abs. 1
SGB VII voraussetzt. Aufierdem wird von
einigen Unfallversicherungstriagern auch
der Buf3geldtatbestand nach § 209 Abs. 1
Nr. 3 SGB VII angewandt. In diesen Fal-
len werden Buf3gelder verhdngt, wenn der
Unternehmer oder die Unternehmerin die
Mafinahmen nach § 19 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
und 3 bis 7 nicht duldet (§ 19 Abs. 2 Satz 2
SGB VII).

Adressat des Bufigeldbescheides ist im
Regelfall derjenige, der nach den Unfallvet-
hiitungsvorschriften oder den vollziehbaren
Anordnungen zu einem bestimmten Han-
deln verpflichtet ist und gegen diese Pflicht
verstof3t. Der Buf3geldrahmen betrdgt bei
Vorsatz bis zu 10.000 Euro und bei Fahr-
lassigkeit bis zu 5.000 Euro.

Weitere Rechtsgrundlagen und
Verfahrensablauf

Fiir das Bufigeldverfahren gilt die Strafpro-
zessordnung, soweit im OWiG nichts ande-
res geregelt ist. Fiir die Ermittlungstatigkeit
der Aufsichtspersonen zur Beschaffung der
notwendigen Beweismittel bestehen daher
nach der Strafprozessordnung sehr weit-
reichende Befugnisse. Vor der Verhdngung
eines Buf3geldbescheides ist dem Betrof-
fenen im Rahmen einer Anhérung (§ 55
OWiG) Gelegenheit zu geben, sich zu den
Vorwiirfen zu duf3ern. Ist im weiteren Ver-
fahren dann ein Buf3geldbescheid an den
Betroffenen zugestellt worden, dann hat
dieser die Moglichkeit innerhalb von zwei
Wochen nach Zustellung einen Einspruch
einzulegen. Dieser ist vom Unfallversiche-
rungstrager nach Erhalt zu priifen. Falls
diesem Einspruch nicht stattgegen wird,
ist das Verfahren iiber die Staatsanwalt-
schaft an das Amtsgericht fiir Strafsachen
abzugeben.

Buf3geld fiir sich stdndig dndernde
Situationen

Aufgrund der sich stdndig dndernden
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Im Einzelfall ist —

vor allem unter
Anwendung des
Opportunitatsprinzips
und des Verhaltnis-
madBigkeitsprinzips -
zu entscheiden,

ob der Weg zum
Zwangsgeld bezie-
hungsweise zum
Buf3geld beschritten
wird.*

Situationen zum Beispiel auf Baustellen
(Baufortschritt) konnen Verstof3e gegen die
Anordnungen nicht beziehungsweise nur
unzureichend geahndet werden. Die Situa-
tion, die zur Anordnung gefiihrt hat, wird
bei einer Nachrevision meist nicht mehr
angetroffen. Wird zum Beispiel eine so-
fort vollziehbare Anordnung fiir einen
bestimmten Arbeitsbereich getroffen, so
liegt kein Verstof3 mehr gegen diese Anord-
nung vor, wenn bei einer Nachrevision in
anderen Bereichen vor Ort weitergearbeitet
wird oder die Mangel inzwischen beseitigt
wurden. Bei Verstéf3en gegen bufigeldbe-
wehrte Vorschriften besteht unabhangig
von der nachtraglichen Beseitigung des
Verstofles fiir den Unfallversicherungs-
trager eine Ahndungsmoglichkeit.

Einen Uberblick iiber das Verfahren gibt
die Handlungshilfe Bu3geldverfahren (un-
fallversicherungsinternes Informations-
portal), die in ihren Anhédngen auch Hin-
weise zur Ausgestaltung des Verfahrens
und der Ermittlungstatigkeit der Aufsichts-
personen enthdlt.

Fazit

Anordnungen, Buf3- und Zwangsgelder
sind wichtige Instrumente zur Durchset-
zung von Mafinahmen fiir Sicherheit und
Gesundheit der Versicherten, ohne die
der Uberwachungsauftrag gegeniiber den
Betrieben, Bildungseinrichtungen sowie
offentlich-rechtlichen Institutionen ein
stumpfes Schwert bliebe.

Zur Harmonisierung der genannten Inst-
rumente haben die Unfallversicherungs-
trager bereits 2017 einen ,,Leitfaden fiir
das Verfassen von Anordnungsschreiben
nach § 19 SGB VII fiir Aufsichtspersonen®
entwickelt. Im Jahre 2021 haben die Trager
beschlossen, zwei Handlungshilfen fiir das
Buf3- und Zwangsgeldverfahren fiir die Pra-
vention zu erstellen.

Die Handlungshilfen richten sich in erster
Linie an Aufsichtspersonen. Sie geben den
Unfallversicherungstragern dariiber hin-
aus wichtige Hinweise bei der Weiterent-
wicklung vorhandener Verfahren sowie zu
erforderlichen strukturellen und organisa-
torischen Voraussetzungen bei der Einfiih-
rung eines Buf3- und/oder Zwangsgeldver-
fahrens. Die Handlungshilfen werden auch
bei der Aus- und Weiterbildung der Auf-
sichtspersonen eine zentrale Rolle spielen.

Die beiden Handlungshilfen werden nach
der Verabschiedung durch die Praventions-
leiterinnen- und Praventionsleiter-Konfe-
renz (PLK) das im Aufbau befindliche
»Muster-Handbuch Pravention“ als mit-
geltende Dokumente ergdnzen.
Dieser Artikelist am 1. Juni 2023 in einer Fas-
sung erschienen, die wichtige redaktionelle
Anderungen nicht enthielt. Er wurde daher
nach Verdffentlichung verdndert. Die Chef-
redaktion bittet hierfiir um Entschuldigung.

Fu3noten

[11 DGUV, 2020
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[3] DGUV, 2017

[4] Nachfolgend wird auf das VwVG naher
eingegangen.



	DGUV Forum 6/2023  
	Schwerpunkt Überwachung und Beratung 
	Zwangs- und Bußgeld – ungleiche Instrumente für ein nachhaltiges Präventionshandeln 
	Key Facts 
	Autorinnen und Autoren 
	Die wesentlichen Merkmale  dieser Instrumente 
	Anordnung 
	Zwangsgeld – ein Instrument mit Wiederholungseffekt 
	Literatur 
	Bußgeld – ein Instrument mit Sanktionscharakter 
	Fazit 
	Fußnoten 






